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Schweiz mit zehn Millionen Einwohnern? 

Die Bevölkerung in der Schweiz wächst wie nie mehr seit den Sechzigerjahren. Das freut die Wirtschaft. Aber was macht es mit 
den Menschen? Seit 2002 hat die Schweizer Bevölkerung um rund eine halbe Million Einwohner zugenommen. Allein im letzten 
Jahr betrug das Wachstum 103’000 Menschen. Das sind so viel, wie der gesamte Kanton Zug Einwohner hat. Während der 
Ölkrise Mitte der Siebzigerjahre kehrten viele ausländische Arbeitskräfte gerne in ihre Heimat zurück. 

 

Xaver Schüepp, Zufikon 

 

 

 

In der Rezession der Neun-
zigerjahre begann sich die 
Rückwanderung jedoch ab-
zuschwächen. Nun entwi-
ckelt sich die Einwanderung 
zu einer Art Naturkatastro-
phe. Finanzkrise hin, Rezes-
sion her, es kommen auf 
jeden Fall immer mehr Aus-
länder in die Schweiz. 
Die Schweiz scheint als 
Gewinnerin der Krise zu 
gelten. Sie musste bisher 
die Wirtschaft nicht mit Sti-
mu l ierungsprogrammen 
ankurbeln, hat im internatio-
nalen Vergleich eine tiefe 
Staatsverschuldung und 
wird deshalb auch in Zukunft 
tiefe Steuern haben. Das 
klingt gut für das Selbstbe-
wusstsein, es bedeutet aber  
auch, dass die Schweiz für 
gut ausgebildete Ausländer 
attraktiv bleiben wird. Wir 
alle sollen profitieren von 
den fleissigen Einwande-
rern. Diese Botschaft hören 
wir,  doch  allein uns  fehlt 
der  Glaube.  Was  hat    der  
 

einheimische Mittelstand 
beispielsweise von tiefen 
Steuern im Kanton Zug, 
wenn er sich dort eine Woh-
nung oder gar ein Eigen-
heim nicht mehr leisten 
kann? Selbst die volkswirt-
schaftlichen Vorteile werden 
überschätzt. Das reale 
Wachstum des Bruttoin-
landsprodukts betrug gerade 
mal magere 0,2 %. Dieses 
Wenige ist zudem ungleich 
verteilt worden. Damit konn-
ten gerade mal die fetten 
Boni der Manager finanziert 
werden. Die grosse Mehr-
heit hat wirtschaftlich wenig 
bis nichts von der Zuwande-
rung, im Gegenteil. 
Immer mehr Schweizer be-
kommen die mit der Zuwan-
d e r u n g  v e r b u n d e n e n 
Nachteile hautnah zu spü-
ren. Neue Wohnungen, 
Schulen, Strassen und öf-
fentliche Verkehrsmittel wer-
den gebaut. Das bedeutet 
mehr Zersiedelung. Täglich 
verschwindet Kulturland in 
der Grösse von zehn Fuss-
ballfeldern. Dazu kommt 
jede Menge mehr Stress im 
Alltag, wie bettelnde Roma-
Familien, überfüllte Pendler-
züge, Badeanstalten und 
Kinderspielplätze, lange 
Schlangen bei der Woh-
nungssuche, im Lebensmit-
telmarkt an der Abendkasse, 

steigende Preise, Hektik und 
Konkurrenz am Arbeitsplatz, 
ständiger Baulärm, steigen-
de Luftverschmutzung, im-
mer mehr Staus und Ver-
kehrseinrichtungen, die 
durch den Mehrverkehr weit 
über ihre Kapazitätsgrenzen 
belastet werden.  
In den Sechzigerjahren löste 
der Zuwanderungsboom in 
weiten Bevölkerungskreisen 
Unbehagen aus.  

Der Höhepunkt wurde mit 
d e r  S c h w a r z e n b a c h -
Initiative gegen die Über-
fremdung, die 1970 nur 
knapp abgelehnt wurde, 
erreicht.. Damals fühlte sich 
vor allem die Arbeiterschaft 
bedroht. Diesmal beginnt es 
im Mittelstand zu rumoren. 
Der Arbeitsplatz, der ge-
wohnte Lebensstil und das 
Heimatgefühl sind bedroht. 
Der Ingenieur verbringt auf-
grund der erwarteten  Leis-
tungsbereitschaft immer 
mehr Zeit in der Firma als zu 
Hause. Der pensionierte 
Facharbeiter nervt sich, 
wenn ständig ungefragt Leu-
te an seiner Tür läuten und  

sich erkundigen, ob das 
Haus zu kaufen sei. Die 
junge Lehrerin hat genug 
davon, dass im Sommer 
bald an jedem Wochenende 
ein lärmiger „Event“ im 
Quartier stattfindet. Ist die 
wirtschaftliche Standortqua-
lität das Mass aller Dinge? 
Die Kantone Zug und Zürich 
sind, ökonomisch gesehen, 
d ie att rakt ivsten der 
Schweiz. Folgerichtig müss-
ten dort auch die glücklichs-
ten Schweizerinnen und 
Schweizer leben. Das trifft 
aber nicht zu. Die Menschen 
fühlen sich in den Randregi-
onen wohler. Die glücklichs-
ten Schweizer sind die Ur-
ner, Glarner und die Bünd-
ner. Offenbar wiegt der 
Dichtestress mit seinen 
Nachteilen schwerer, als die 
wirtschaftlichen Vorteile der 
Zuwanderung. Es ist des-
halb fragwürdig, die Zuwan-
derungspolitik allein mit wirt-
schaftlichen Gründen zu 
rechtfertigen. Soll die 
Schweiz tatsächlich ein 
Stadtstaat „Greater Switzer-
land Area“ mit zehn Millio-
nen Einwohnern werden? 
Wo bleibt da noch unsere 
Heimat und damit unser 
Leben? 

„Immer mehr Schweizer 
bekommen die mit der 
Z u w a n d e r u n g 
verbundenen Nachteile 
hautnah zu spüren.“  
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Der Kapitalismus in unserer Schweiz 

In der Schweiz gibt es rund 
500ô000 Personen, welche 
unter dem Existenzminimum 
leben. In diesem Personen-
kreis befinden sich zuneh-
mend auch AHV-Bezüger, 
welche sich nach der Decke 
strecken müssen, damit sie 
für die Bestreitung ihres 
Lebensunterhaltes über-
haupt über die Runden kom-
men. Krankwerden dürfen 
diese Menschen sowieso 
nicht, denn die gewaltigen 
Gesundheitskosten können 
sie  kaum  –  oder  gar  nicht  

mehr – entrichten. Auch ein 
Sozial- und Wohlfahrtsstaat 
wie die Schweiz, welcher 
sich auf den Grundsatz der 
sozialen Gerechtigkeit be-
ruft, wird zur Farce. Notzei-
ten, Arbeitslosigkeit, Armut 
und die Zerstörung von Le-
bensgrundlagen gehören 
untrennbar zum Kapitalis-
mus. Weder die Armut der 
Menschen, noch das Dasein 
eines Arbeitslosenheeres ist 
für den Kapitalismus eine 
Gefährdung, denn dessen 
Ziel  ist  ja  keineswegs   ein 

gutes Leben für die Arbeit-
nehmerschaft und Renten-
bezüger. Die viel gefeierte 

Dynamik des Kapitalismus 
hat allerdings eine Kehrsei-
te. Da der einzige Zweck  
der  Produktion der  Gewinn 
ist,   wird  auch  nur  auf  ihn        

Rücksicht genommen. Die 
Arbeitnehmerschaft, Men-
schen in Armut, Heiminsas-
sen und Rentenbezüger 
sind lediglich Mittel zum  
Zweck  und  zur Profit-
produktion. Wenn die hohe 
und verfilzte Politik nicht in 
der Lage ist, das Kapital 
gerechter aufzuteilen, dann 
sollten sich alle Benachtei-
ligten vereinen und sich 
gegen die Abzocker und 
Spekulanten erheben.  

Thomas Reiniger, Wegenstetten 

Keine Macht der Globalisierung 

René Kunz, Grossrat, Reinach 

Einige wenige Unternehmen 
kontrollieren und dirigieren 
riesige Teile der Weltwirt-
schaft. Das grosse Fressen 
der Globalisierer ist im vol-
len Gange – so wird die 
Globalisierung bereits von 
allen Weltmächten als eine 
Macht anerkannt. Multinatio-
nale Grossunternehmen 
können eine ganze Volks-
wirtschaft dominieren. Es ist 
deshalb kein Wunder, dass 
solche Unternehmen einen 
so grossen politischen und 
wirtschaftlichen Einfluss 
ausüben können. Dazu ge-
hört selbstverständlich, dass 
Regierungen eine immer 
wichtigere Rolle spielen, 
sowohl im Alltagsgeschäft 
der grossen Firmen, als 
auch in der allgemeinen 
Entwicklung des Systems. 
Von weltweit wenigen 
staatsmännischen Entschei-

dungsträgern (z.B. der G20-
Staaten) wird mit finanziel-
len und politischen Mitteln 
geplant, mit dem Zweck der 
Globalisierung die Weltherr-
schaft im Zeichen des Mate-
rialismus pur anzustreben. 
Auf diese Entscheidungsträ-
ger könnt Ihr Euch nicht 
verlassen, denn sie sind 
teilweise unwissend. Sehr 

viele aber sitzen im selben 
Boot wie die teilweise ver-
führbare Wirtschaftselite. Es 
geht – das frisst keine Geiss 
weg – um Geld und Macht; 
wer mit der Elite mitspielt, 
der bekommt die besten 

Plätze und am meisten 
Geld, das sind die Verräter; 
wir finden sie in allen Positi-
onen und in jedem Land. 
Diese würdevolle Gesell-
schaft will die universelle 
Globalisierung und eine 
neue profitbringende Welt-
ordnung durchsetzen. Diese 
neue Weltordnung wird 
dann so aussehen, dass die 
Konzerne immer noch mehr 
Macht erhalten, dass die 
Regierungen den Konzer-
nen durch Subventionen 
und Gesetze noch mehr 
Marktvorteile verschaffen. 
Das Bemühen, überall auf 
der Welt Demokratien zu 
unterstützen und demokrati-
sche Tendenzen zu fördern, 
erweist sich im Tageslicht 
als die Strategie, die Welt 
nach einer Maxime aufzu-
bauen, auf dem des Profits 
der Konzerne. Menschen-

rechte und Umweltschutz, 
zählen nicht, worauf es an-
kommt ist, die Interessen 
der Wohlhabenden in den 
reichen Ländern zu erhalten. 
Die Auswirkungen einer 
solchen Wirtschaftspolitik 

sind verheerend und richten 
sich immer gegen die 
Schwachen – so macht die 
Globalisierung die Reichen 
reicher und die Armen är-
mer. Das Kapital ist eben 

scharf auf Nullen! 

„Es ist deshalb kein 
Wunder, dass solche 
Unternehmen einen so 
grossen politischen und 
wirtschaftlichen Einfluss 
ausüben können. „ 

„Menschenrechte und 
Umweltschutz, zählen 
nicht ,  worauf es 
ankommt ist, die 
I n t e r e s s e n  d e r 
Wohlhabenden in den 
reichen Ländern zu 
erhalten. „ 

„Notzeiten, Arbeitslosig-
keit, Armut und die 
Zerstörung von Lebens-
grundlagen gehören 
u n t r e n n b a r  z u m 
Kapitalismus.“ 
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Viele Europäer und Schwei-
zer sind aus verständlichen 
Gründen nicht besonders 
gut auf Türken oder Musli-
me zu sprechen Raser-
Exzesse, Gewaltbereitschaft 
von der Schule bis ins Er-
wachsenenalter sind Grün-
de dafür. Gleichzeitig aber 
werden selbst krasse Vorfäl-
le an Schulen, wo Schwei-
zer Kinder laufend geplagt 
und erpresst werden, von 
den Behörden verschwie-
gen oder verharmlost. Wa-
rum wohl? Der Schweizer 
ist träge und vor allem feige 
geworden. Volk, Lehrkräfte 
und Gemeindebehörden 
trauen sich nicht mehr offen 
gegen die Volksgruppen,  
die uns auf der Nase her-
umtanzen, anzugehen. Da-
zu kommt, dass eine Armee 
von Betreuern, Sozialarbei-
terinnen und natürlich unse-
re Grossverteiler und die 
Immobilien-Lobby ein Ver-
mögen durch die laufende 
Einwanderung verdient. 
Dass dabei unser Land vor 
die Hunde geht, kümmert 
diese gewissenlosen Un-
menschen nicht! Hinter  
vorgehaltener Hand wird 

kräftig gegen die ach so 
unkultivierten Leute aus der 
Türkei und dem Balkan ge-
wettert. Völlig falsch ist aber 
die Aussage, die Türken 
und ihre Nachbarn aus dem 
Balkan hätten keine Kultur 
und seien ja vornweg unge-
bildet. Falsch ist auch die 
Einschätzung von Linksgrün 
bis hin zur CVP, dass wir 
diese Leute in unser 
Rechtsdenken integrieren  
können und sie das auch 
selber wollen. 
Die Türken waren ursprüng-

lich aus dem Asiatischen 
Raum eingewanderte No-
maden, die durch Raubzüge 
und Krieg rasch im arabi-
schen und persischen 
Raum bis zur heutigen Tür-
kei  Fuss fasten. Schon im 
14. Jahrhundert wurden sie 
als räuberisch, gewaltbereit  
und nicht integrierbar be-
schrieben. Kommt uns doch 
irgendwie bekannt vor?  Ihre 
nach und nach vom tiefen 
islamischen Glauben ge-
prägte Denkart war von 
gestern bis heute geprägt 
durch das von den meisten 
Moslems verfolgte Endziel, 
die Christliche Gemein-
schaft unter ihre Herrschaft 
zu bringen. Wer glaubt, die 
Türken oder Islamisten aus 
dem Balkan nur als dumme 
und gewalttätige Tagediebe  

ber Gedanken machen. 
Was die Moslems unter 
Glaubensfreiheit und Mei-
nungsfreiheit verstehen, 

wird uns klar, wenn wir die 
neusten Nachrichten aus 
dem Iran und Afghanistan 
hören. Nachfolgend eine 
Bitte an die Jugend: Politi-
siert und diskutiert miteinan-
der, denn eure Zukunft wird 
nicht leicht sein - zu viel 
haben eure vom Wohlstand 
geblendeten Vorgänger 
versäumt. Trotzdem, blei-
ben wir sauber und ehrlich 
und pflegen im Gegensatz 
zu Anderen einen Um-
gangston, der eines Demo-
kraten und Christen würdig 
ist. Ich bin der Meinung, 
dass wir nicht freiwillig un-
sere eigene Kultur und un-
ser Land fremden Herren 
opfern sollen, nur habe ich 
den Gauben an unsere heu-
tigen ängstlichen Schweizer 
verloren. Unsere Hoffnung 
könnten höchstens die Jun-
gen sein. Denn ĂNur die 
dümmsten Kälber suchen 
ihren Metzger selber“! Des-
halb gehen Sie an die Urne 
und stimmen Sie JA zur 
Minarett-Initiative am 29. 
November 2009! 

Minaratte neben Kirchen? 

Eine Utopie oder bald Tatsache 
 
Zum Anfang sei folgendes gesagt. Wir tolerieren alle Volksgruppen und Völker dieser Erde, auch ihren Glauben und ihre 
Moralvorstellungen. Was wir strikt ablehnen ist, dass gewisse Kreise aus lauter Naivität und Unwissen immer noch der 
Meinung sind, wir könnten alle Volksgattungen integrieren und unser Land zum Schmelztiegel aller Religionen und 
Volksstämme machen ohne dass unsere eigene Kultur  Schaden nimmt.  

Ruedi Schär, Uerkheim 

„Der Schweizer ist träge 

und vor allem feige 

geworden“ 

darzustellen, sei gewarnt. 
Das mit der Gewaltbereit-
schaft stimmt, nur ist der 
Muselman seit Jahrhunder-
ten im Glauben bestätigt 
worden, dass der Kampf 
gegen die Ungläubigen sei-
ne heilige Pflicht sei, in sei-
nen heiligen Schriften wird 
das Töten von Christen 
nicht als Verbrechen verur-
teilt, sondern als gute Tat, 
die mit   dem  Einzug  ins  
Paradies belohnt wird. Das 
gleiche gilt für Raub und 
Betrug an den Ungläubigen.  
Das Ziel dieser Glaubens-
gemeinschaft hat sich nicht 
geändert, nur die Strategie. 
Haben sie es früher mit ei-
nem offenen heiligen Krieg 
gegen das Christentum ver-
sucht, so sind sie heute in 
Europa subtiler am Werk. 
Man spielt auf Toleranz, die 
aber nur von unserer Seite 
erwünscht ist. Durch Ein-
wanderung mit nachfolgen-
dem hohen Kindersegen 
wird der Schweizer Christ 
aufpassen müssen, dass er 
nicht irgendwann zur Min-
derheit gehört. Das erfahren 
Schweizer Kinder in Bal-
lungsgebieten schon heute 
schmerzhaft am eigenen 
Leib. Lehrkräfte und Eltern 
haben der aggressiven  
Gangart unserer lieben 
Gäste nichts mehr entge-
genzusetzen. Auch die Jus-
tiz kuscht schon lange vor 
diesen Leuten! Was in Zu-
kunft abgeht, darüber müs-
sen und dürfen Sie sich  sel- 
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Abstimmungsempfehlung der 

Schweizer Demokraten für die  

Abstimmung vom 29. November 2009 

Bundesbeschluss zur Schaffung einer Spezial-
finanzierung für Abgaben im Luftverkehr Nein 

Volksinitiative „Für ein Verbot von  

Kriegsmaterial-Exporten“ 
Nein 

Volksinitiative „Gegen den Bau von Minaretten“ JA 

Ich will etwas für meine Heimat tun! 

 Ich mºchte Mitglied der SD werden 

 Ich w¿nsche weitere Infos        

Name, Vorname:__________________________________ 

Strasse:__________________________________________ 

PLZ/Wohnort:_____________________________________ 

Jahrgang________  E-Mail:__________________________ 

Datum:__________________________________________ 

Unterschrift:______________________________________ 

Ausschneiden und Einsenden an:  
Schweizer Demokraten Aargau, Breitestrasse 14, 5734 Reinach 

Steter Tropfen  

höhlt den Stein 

Im Bezug auf Waffen- und 
Rüstungsgüterexporte liegt 
die Schweiz weltweit unter 
1,1%, damit wird nirgends 
ein Krieg massgeblich ge-
fördert oder beeinflusst. Für 
unser Land bedeutet die 
Rüstungsindustrie aber For-
schung und Entwicklung 
neuer Technologien, die 
nicht nur dem Militär zu gute 
kommen. Man kann Waffen 
mögen oder nicht - in vielen 
Fällen wurden neue Materi-
alien erst durch den Druck 
eines Krieges entwickelt  - 

auch in der Medizin! Es wird 
keine Kanone, kein Flieger 
oder kein Kampfmesser 
weniger hergestellt, wenn 
wir unsere Firmen wie RU-
AG schliessen.   
Wie heisst es schon bei Tylli 
und Wallenstein, - der Krieg 
ernährt sich selbst! Wir 
müssen die Federführer 
dieser verdeckten Armeeab-
schaffungs-Vorlage öffent-
lich mit Namen als das nen-
nen was sie wirklich sind, 
Armeegegner und Landes-
verräter. 

Götterdämmerung bei  

Urs Hofmann (SP)  

Eigentlich immer das glei-
che perfide Trauerspiel. Seit 
Jahren warnen die Schwei-
zer Demokraten SD vor den 
Folgen der linksgrünen Ku-
scheljustiz. Nun hat unser 
lieber Regierungsrat Urs 
Hofmann plötzlich die göttli-
che Erleuchtung, dass es so 
nicht mehr weitergeht. Er 
verspricht eine härtere 
Gangart und natürlich wie-
der jede Menge vorsorgliche 
Massnahmen inkl. teuren 

Therapien für Gewalttäter! 
Natürlich wird das Ganze 
als grossartige Strategie der 
SP verkauft. Für wie dumm 
wird das Stimmvolk eigent-
lich gehalten? 
Urs Hofmann und seine 
Genossen sind die Mitschul-
digen am heutigen Fiasko!! 
Ich hoffe, dass dies die 
Wähler bei den nächsten 
Wahlen nicht vergessen 
haben. 

Ruedi Schär, Uerkheim 

Ja zur Initiative 

ăGegen den  

Bau von  

Minarettenò 

Spenden sind jederzeit willkommen 
auf Postkonto: 50-8885-0 


